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Satzung der Deutschen Gesellschaft  
für Allgemeine und  

Krankenhaushygiene-Hygiene e.V.

Stand: Entwurf 2024

§ 1	 Bezeichnung, Rechtsform, Geschäftsjahr 
und Sitz

1.	 Die Gesellschaft führt den Namen „Deutsche Gesellschaft 
für Allgemeine und Krankenhaushygiene-Hygiene e.V.“ 
(DGKH). Sie ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Berlin 
Charlottenburg unter der Nummer VR 34413 B eingetra-
gen.

2.	 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

3.	 Sitz und Gerichtsstand der Gesellschaft ist Berlin.

§ 2	 Zweck und Aufgabe
1.	 Zweck der DGKH ist die Förderung von Wissenschaft und 

Forschung, Aus-, Fort- und Weiterbildung auf dem Gebiet 
der Allgemeinen, Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygie-
ne sowie der zeitnahen Weiterverbreitung themenbezo-
gener Erkenntnisse.

2.	 Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch

•	wissenschaftliche Veranstaltungen (Kongresse, Symposi-
en, Workshops, Seminare etc.), auch in Zusammenarbeit 
mit anderen gemeinnützigen Organisationen,

•	die Erstellung von Empfehlungen/Leitlinien,

•	eigene Forschungsvorhaben, Unterstützung von For-
schungsvorhaben durch die Weitergabe von Mitteln 
gemäß § 58 Nr. 2 AO und Vergabe von Forschungsauf-
trägen an Hilfspersonen im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 2 AO,

•	die unentgeltliche fachliche und wissenschaftliche Un-
terstützung u.a. von medizinischen Gesellschaften, Be-
hörden, Organisationen, Institutionen und Einrichtungen 
des Gesundheitswesens auf dem Gebiet der Allgemei-
nen, Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygiene,

•	die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Allgemeinen, Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygiene,

•	 regelmäßige Herausgabe wissenschaftlicher Berichte 
und Informationen an die Mitglieder.

3.	 Alle Leistungen der DGKH erfolgen freiwillig, ein Rechtsan-
spruch besteht nicht.

§ 3	 Gemeinnützigkeit
1.	 Die DGKH verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-

nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegüns-
tigende Zwecke“ der Abgabenordnung und ist selbstlos 

tätig. Sie erstrebt keinen Gewinn. 

2.	 Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. Die DGKH kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben einer 
Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 2 AO bedienen, so-
weit sie ihre Aufgaben nicht selber wahrnimmt.

3.	 Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsgemäße 
Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft.

4.	 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden.

5.	 Die Gesamtvorstandsmitglieder werden grundsätzlich 
ehrenamtlich tätig. Die Mitgliederversammlung kann be-
schließen, dass die Gesamtvorstandsmitglieder für ihre Tä-
tigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.

§ 4	 Erwerb der Mitgliedschaft
1.	 Der Gesellschaft können die auf dem Gebiet der Allge-

meinen, Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygiene tätigen 
Mediziner, Naturwissenschaftler, Ingenieurwissenschaftler, 
Hygienefachkräfte und Personen, die sich für die Ziele der 
Gesellschaft einsetzen, persönlich als Mitglieder beitreten 
(persönliche Mitgliedschaft). 
Ebenso können Institutionen und Unternehmen, die 
durch ihre wissenschaftliche oder praktische Tätigkeit der 
Arbeit der Gesellschaft nahestehen und sich für deren Zie-
le einsetzen, die Mitgliedschaft beantragen (institutionelle 
Mitgliedschaft).

2.	 Die Gesellschaft hat

•	Ordentliche,

•	Passive,

•	Fördernde, 

•	Korrespondierende und

•	Ehrenmitglieder
2.1	 Ordentliche Mitgliedschaft 

Die ordentliche Mitgliedschaft ist die regelmäßige Art 
der Mitgliedschaft.

2.2	 Passive Mitgliedschaft 
Ein ordentliches Mitglied kann wegen des Eintritts in 
den Ruhestand die passive Mitgliedschaft erwerben. 
Passive Mitglieder unterstützen die Ziele der Gesell-
schaft ideell und werden wie ordentliche Mitglieder 
über die Aktivitäten der Gesellschaft informiert. 

SATZUNG DGKH e.V.

Präambel
Zur Erreichung bestmöglichen hygienischen Niveaus in allen medizinischen Bereichen, zur Förderung der wissenschaftlichen 
Arbeit, der Vermittlung ihrer Erkenntnisse sowie des Dialogs zwischen Hygienikern, Klinikern, ambulant tätigen Ärzten und 
Zahnärzten sowie Pflegefachkräften, Ökonomen, Ingenieuren und Hygienefachkräften schließen sich diese zur Deutschen 
Gesellschaft für Allgemeine und Krankenhaushygiene-Hygiene zusammen.
Alle Begriffe, die im Text auf das männliche Geschlecht hinweisen, gelten auch für das weibliche Geschlecht.
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2.3	 Fördernde Mitgliedschaft
Zur Unterstützung insbesondere der wissenschaftli-
chen Arbeit der Gesellschaft besteht die Möglichkeit 
einer Fördermitgliedschaft.

2.4	 Korrespondierende Mitgliedschaft 
Wissenschaftliche Gesellschaften und Vereinigungen, 
die die Ziele der DGKH fördern und unterstützen, 
können auf ihren Antrag eine korrespondierende Mit-
gliedschaft erwerben, die nach Möglichkeit gegen-
seitig sein sollte. Ziel dieser Mitgliedschaft ist insbe-
sondere die partnerschaftliche Zusammenarbeit der 
Gesellschaften und Vereinigungen, die beidseitige 
Teilnahmemöglichkeit an wissenschaftlichen Veran-
staltungen zu den Bedingungen der Partnergesell-
schaft sowie der Austausch von Fachinformationen 
zwischen den Vorständen.

2.5	 Ehrenmitgliedschaft
Persönlichkeiten, die sich um die Allgemeine, Kran-
kenhaus- und Praxishygiene-Hygiene in besonderer 
Weise verdient gemacht haben, können zu Ehrenmit-
gliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder werden auf 
Vorschlag des Gesamtvorstandes von der Mitglieder-
versammlung gewählt.

3.	 Anträge zur Aufnahme auf Mitgliedschaft sind schriftlich 
an die Geschäftsstelle der DGKH einzureichen. Die Aufnah-
me erfolgt durch den Gesamtvorstand und wird schriftlich 
bestätigt. Bei Ablehnung des Antrages ist der Gesamtvor-
stand nicht verpflichtet, Gründe zu benennen.

4.	 Das Mitglied erkennt die Satzung der DGKH an und ver-
pflichtet sich, den Gesellschaftszweck nach besten Kräften 
zu unterstützen. 

§ 5	 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft erlischt durch 

•	Tod,

•	Kündigung oder

•	Ausschluss.

1.	 Kündigung
Eine Kündigung ist nur zum Jahresende möglich. Die Kün-
digung muss spätestens 3 Monate zuvor der Geschäftsstel-
le in Schriftform zugegangen sein. Als Schriftform gilt der 
Brief, die signierte E-Mail oder das Telefax. Der Eingang der 
Kündigung wird von der Geschäftsstelle per Brief bestätigt.

2.	 Ausschluss
Die Mitgliedschaft kann durch Beschluss des Gesamtvor-
standes auf einer Sitzung mit Dreiviertelmehrheit der An-
wesenden entzogen werden, wenn ein Mitglied die Inte-
ressen oder das Ansehen der Gesellschaft schädigt oder 
mehr als 6 Monate trotz zweimaliger Mahnung mit seinen 
Beitragszahlungen im Rückstand ist.

3.	 Kündigung und Erlöschen der Mitgliedschaft begründen 
keine Ansprüche an das Vermögen der DGKH.

§ 6	 Mitgliedsbeiträge
1.	 Die Höhe des Mitgliedsbeitrags wird vom Gesamtvorstand 

mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen 
und wird von der Mitgliederversammlung bestätigt. 

2.	 Der Mitgliedsbeitrag wird in einer Summe als Jahresbei-
trag im Januar fällig. 

3.	 Passive Mitglieder, korrespondierende Mitglieder und Eh-
renmitglieder sind vom Mitgliedsbeitrag befreit.

4.	 Unabhängig vom Zeitpunkt des Beginns der Mitglied-
schaft ist der Mitgliedsbeitrag für das volle Geschäftsjahr 
zu entrichten.

§ 7	 Organe
Organe der DGKH sind

•	die Mitgliederversammlung,

•	der Gesamtvorstand,

•	die Sektionen und 

•	Fachkommissionen.

§ 8	 Mitgliederversammlung
Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung.

1.	 Einberufung
1.1	 Ordentliche Mitgliederversammlung

Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird alle 
2 Jahre durch den Präsidenten mittels schriftlicher 
Einladung 4 Wochen (es gilt der Poststempel der Ge-
schäftsstelle) zuvor einberufen. Die Schriftform für Ein-
berufungen ist auch durch Übermittlung per E-Mail 
oder Mitteilungsorgan gewahrt.

1.2	 Außerordentliche Mitgliederversammlung
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird 
mit einer Frist von mindestens 2 Wochen auf Be-
schluss des Gesamtvorstandes einberufen oder wenn 
ein Viertel (¼) der stimmberechtigten Mitglieder die 
Einberufung unter Angabe des Zwecks und der Grün-
de verlangt.

1.3	 Einladung und Tagesordnung
Mit der Einladung muss die Tagesordnung bekannt 
gegeben werden; vorgeschlagene Satzungsänderun-
gen müssen im Wortlaut beigefügt werden.

1.4	 Anträge an die Tagesordnung
Anträge an die Tagungsordnung sind spätestens eine 
Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung 
schriftlich an die Geschäftsstelle zu richten.

2.	 Zuständigkeiten
2.1	 Die Mitgliederversammlung beschließt ausschließlich 

über Gegenstände, die auf der Tagesordnung stehen, z.B.
•	Genehmigung des Kassenberichts für die zwei 

zurückliegenden Geschäftsjahre
•	Entlastung des Gesamtvorstandes
•	Satzungsänderungen
•	Auflösung der Gesellschaft 
•	Verleihung der Ehrenmitgliedschaft

2.2	 Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der per-
sönlichen Mitglieder gem. § 14 (Wahlordnung) den
•	Gesamtvorstand
•	Kassenprüfer
•	Wahlleiter
•	Versammlungsleiter 
•	Protokollführer

3.	 Beschlussfassung
3.1	 Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversamm-

lung ist beschlussfähig.
3.2	 Abstimmungen über Beschlüsse erfolgen grundsätzlich 

offen per Handzeichen oder bei Teilnahme an einer virtu-
ellen oder hybriden Mitgliederversammlung auch durch 
elektronische Stimmabgabe. 
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3.3	 Wenn geheime Abstimmung beantragt wird, entscheidet 
darüber die Mitgliederversammlung. Eine geheime Ab-
stimmung ist durchzuführen, wenn dies von mindestens 
einem Mitglied verlang wird.

3.4	 Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der stimmbe-
rechtigten erschienenen Mitglieder gefasst. Stimmenthal-
tungen gelten als ungültige Stimmen.

3.5	 	Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind zu proto-
kollieren und vom Protokollführer und Versammlungslei-
ter zu unterzeichnen.

4.	 Durchführung
4.1	 Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als 

Präsenzversammlungen statt. Der geschäftsführende 
Vorstand kann aus wichtigem Grund beschließen, dass 
die Mitgliederversammlung ausschließlich als virtuelle 
Mitgliederversammlung in Form einer onlinebasierten 
Videoversammlung oder als Kombination von Präsenz-
versammlung und virtueller Versammlung (hybride Mit-
gliederversammlung) stattfindet. Ohne einen entspre-
chenden Beschluss des geschäftsführenden Vorstandes 
haben die Mitglieder keinen Anspruch darauf, virtuell an 
einer Präsenzversammlung teilzunehmen.

4.2	 Teilnahme- und stimmberechtigten Personen, die online 
an der virtuellen bzw. an der hybriden Mitgliederver-
sammlung teilnehmen wollen, wird durch Nutzung einer 
etablierten Software die Möglichkeit gegeben, virtuell 
an der Mitgliederversammlung teilzunehmen und das 
Stimmrecht auf elektronischem Wege auszuüben. Die 
Einzelheiten zur Registrierung und Gewährleistung der 
Zugangsberechtigung und Ausübung des Stimmrechts 
können in der Geschäftsordnung geregelt werden. Die 
Auswahl der technischen Rahmenbedingungen (z. B. die 
Auswahl der zu verwendenden Software bzw. Program-
me) legt der geschäftsführende Vorstand unter Beach-
tung der aktuell gültigen Datenschutzbestimmungen per 
Beschluss fest. 

4.3	 Technische Widrigkeiten, die zu einer Beeinträchtigung bei 
der Teilnahme oder bei der Stimmrechtsausübung führen, 
berechtigen die teilnahme- und stimmberechtigten Per-
sonen nicht dazu, gefasste Beschlüsse und vorgenom-
mene Wahlen anzufechten, es sei denn, die Ursache der 
technischen Widrigkeiten ist dem Verantwortungsbereich 
des Vereins zuzurechnen. 

4.4	 Im Übrigen gelten für die virtuelle bzw. hybride Mitglie-
derversammlung die Vorschriften über die Mitgliederver-
sammlung sinngemäß.

§ 9	 Stimmrecht
1.	 Mit Erwerb der Mitgliedschaft erhält das ordentliche Mit-

glied ein Stimmrecht. Gleiches gilt für Fördermitglieder 
und Ehrenmitglieder.

2.	 Das Stimmrecht ist nicht übertragbar.

§ 10	 Gesamtvorstand
1.	 Der Gesamtvorstand besteht aus dem Präsidium (Vertre-

tungsvorstand) und weiteren Mitgliedern.

2.	 Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, zwei Vizeprä-
sidenten, dem Schatzmeister und dem Verantwortlichen 
für Öffentlichkeitsarbeit. 
Die Mitglieder des Präsidiums bilden den gesetzlichen 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB (Vertretungsvorstand). Je 
zwei Mitglieder des Präsidiums, darunter immer der Präsi-
dent oder der Schatzmeister, sind gemeinsam befugt, für 
die DGKH im Rechtsverkehr zu handeln.

3.	 Die weiteren Mitglieder des Gesamtvorstandes bestehen 
aus den Vorsitzenden der Sektionen und Fachkommissio-
nen sowie dem Altpräsidenten, der dieses Amt nach sei-
nem Ausscheiden als Präsident für zwei Jahre übernimmt.
Dem Gesamtvorstand gehören von der Mitgliederver-
sammlung gewählte Koordinatoren an:
•	Koordinator für Internationale Beziehungen,
•	Koordinator für Zusammenarbeit mit klinischen Fachge-

sellschaften und ÖGD,
•	Koordinator für Zusammenarbeit mit Allgemein- und 

Krankenhaushygienikern und hygienebeauftragten Ärz-
ten,

•	Koordinator für Zusammenarbeit mit Hygienefachkräf-
ten/Hygienebeauftragten in der Pflege,

•	Koordinator für Aus-, Weiter- und Fortbildung,
•	Koordinator für Rechtsfragen.

4.	 Das Präsidium benennt aus dem Gesamtvorstand den 
stellvertretenden Schatzmeister. 

5.	 Der Gesamtvorstand ist bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte seiner Mitglieder beschlussfähig.

6.	 Beschlüsse des Gesamtvorstandes bedürfen der Zustim-
mung der Mehrheit des Präsidiums.

7.	 Einem Mitglied des Gesamtvorstandes kann durch die Mit-
gliederversammlung oder mittels eines Referendums mit 
einfacher Mehrheit der ordentlichen stimmberechtigten 
Mitglieder das Vertrauen entzogen werden. 

8.	 Scheidet ein Mitglied des Gesamtvorstandes während 
seiner Amtszeit aus, kann der Gesamtvorstand ein Ersatz-
mitglied für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 
bestimmen.

9.	 Die Wahl zum Gesamtvorstand richtet sich nach § 14 
(Wahlordnung).

§ 11	 Aufgaben des Gesamtvorstandes
Der Gesamtvorstand ist für alle Aufgaben zuständig, die nach 
der Satzung nicht der Mitgliederversammlung übertragen 
sind.
Hierzu zählen insbesondere

•	Einberufung der Mitgliederversammlung (§ 8)

•	Vorschläge zur Wahl

•	Gründung und Auflösung von Sektionen, Fachkommissi-
onen und Arbeitsgruppen

•	Publikation von Stellungnahmen

•	Organisation von Kongressen, Symposien, Workshops 
und Seminare

•	Sicherung der Compliance, d.h. insbesondere die Beach-
tung der gesetzlichen Vorschriften, die zum Erhalt der 
Gemeinnützigkeit (§ 63 AO Anforderungen an die tat-
sächliche Geschäftsführung) erforderlich sind.
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§ 12	 Sektionen
Sektionen erarbeiten u.a. praxisorientierte Empfehlungen, 
Problemlösungsvorschläge und Standards zu ausgewählten 
Gebieten der Allgemeinen, Krankenhaus- und Praxishygie-
ne-Hygiene. 
Über die Gründung und Auflösung von Sektionen entschei-
det der Gesamtvorstand.
Die Sektionen wählen aus dem Kreis ihrer Mitglieder den Vor-
sitzenden und seinen Stellvertretender. Im Übrigen gilt die 
jeweils gültige Geschäftsordnung für Sektionen, die u.a. eine 
jährliche Berichterstattung an den Gesamtvorstand und vor 
Veröffentlichung von Stellungnahmen und Ähnlichem die 
Zustimmung des Gesamtvorstandes vorschreibt.

§ 13	 Fachkommissionen
Die DGKH kann zur Wahrnehmung von satzungsmäßigen 
Aufgaben Fachkommissionen bilden, die in Teilbereichen 
der Allgemeinen, Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygiene 
arbeiten. Sie können u.a. Prüftestate für die hygienische Si-
cherheit von Produkten und Verfahren erteilen.
Über die Gründung und Auflösung von Fachkommissionen 
entscheidet der Gesamtvorstand.
Die Fachkommissionen wählen aus dem Kreis ihrer Mitglieder 
einen 1. Vorsitzenden und einen 2. Vorsitzenden sowie einen 
Schriftführer.

§ 14	 Wahlordnung
1.	 Die Mitglieder des Präsidiums und Vertreter der Aufgaben-

bereiche werden von der Mitgliederversammlung für vier 
Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 

2.	 Die Wahlen erfolgen grundsätzlich geheim und bei Teil-
nahme an einer virtuellen oder hybriden Mitgliederver-
sammlung auch durch geheime elektronische Stimmab-
gabe.

3.	 Die Vorsitzenden der Sektionen und Fachkommissionen 
sind qua Amt Mitglieder des Gesamtvorstandes (§ 10.3).

4.	 In Vorbereitung der Mitgliederversammlung wird durch 
den Gesamtvorstand eine Kandidatenliste erstellt. 

5.	 Das Einverständnis der Kandidaten zur Aufnahme in die 
Vorschlagsliste sowie ihre Zustimmung, im Falle der Wahl 
das Amt anzunehmen, ist vorher einzuholen.

6.	 Die Wahl wird von einem Wahlleiter durchgeführt, der 
in offener Abstimmung mit einfacher Stimmenmehrheit 
durch die Mitgliederversammlung gewählt wird. Jedes 
stimmberechtigte Mitglied hat für jede Position eine Stim-
me. Die Kumulation der Stimmen sowie die Übertragung 
des Stimmrechts sind unzulässig. 

7.	 Gewählt sind die Kandidaten, die über die einfache Mehr-
heit der Wahlberechtigten auf der Mitgliederversamm-
lung verfügen. Kommt diese Mehrheit nicht zustande, ist 
in weiteren Wahlgängen die relative Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Ja-Stimmen für einen Kandidaten aus-
reichend. Erreichen zwei oder mehrere Kandidaten die 
gleiche Stimmenzahl, erfolgt eine Stichwahl. Das Wahler-
gebnis ist öffentlich zu machen.

§ 15	 Beiträge, Zuschüsse und 
Aufwendungsersatz

1.	 Für die Teilnahme an Tagungen der Gesellschaft kann ein 
Beitrag erhoben werden, der im Einvernehmen mit dem 
Gesamtvorstand festgelegt wird.

2.	 Symposien und andere Veranstaltungen der Gesellschaft 
und ihrer Sektionen können auf Beschluss des Gesamtvor-
standes finanziell unterstützt werden.

3.	 Den Mitgliedern der Organe können auf Antrag Fahrkosten 
erstattet und Tage- und Übernachtungsgelder nach den 
geltenden steuerlichen Bestimmungen gewährt werden.

§ 16	 Auflösung der Gesellschaft
1.	 Die Auflösung der Gesellschaft und deren Vermögens-

verwendung gemäß nachfolgendem Abs. 2 kann nur 
durch die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 
Zweidritteln (2/3) der abgegebenen gültigen Stimmen be-
schlossen werden.

2.	 Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen der Gesellschaft ei-
ner steuerbegünstigten Körperschaft zwecks Verwendung 
für die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Aus-, 
Fort- und Weiterbildung auf dem Gebiet der Allgemeinen, 
Krankenhaus- und Praxishygiene-Hygiene zu.


